
Ä N D E R U N G S S A T Z U N G  
 

1. Änderung vom 15. Dezember 2020 der Abwasserbeseitigungssatzung der 
Stadt Kempen vom 13. Dezember 2016 

 
  
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 
(GV. NRW. S. 916), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I Seite 
1408), des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 29. 
Mai 2020 (GV. NRW. S. 376), der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser 
(SüwVO Abw ), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 2013 
(GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Juli 2020 (GV. 
NRW. S. 729), hat der Rat der Stadt Kempen in seiner Sitzung vom 15. 
Dezember 2020 folgende Satzung beschlossen: 

 
I.  

 
Die Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Kempen vom 13. Dezember 2016 
wird wie folgt geändert: 

 
§ 13 

Ausführung von Anschlussleitungen 
 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat 

der Grundstückseigentümer in der Nähe der Grundstücksgrenze einen 
geeigneten Einsteigeschacht mit Zugang für Personal oder eine geeignete 
Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik (§ 60 WHG) einzubauen. Bei 
bestehenden Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer bzw. 
Erbbauberechtigte zum nachträglichen Einbau eines geeigneten 
Einsteigeschachtes oder einer geeigneten Inspektionsöffnung verpflichtet, wenn 
er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf 
Antrag des Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Einsteigschachtes 
oder einer Inspektionsöffnung außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Die 
Inspektionsöffnung bzw. der Einsteigeschacht muss jederzeit frei zugänglich und 
zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der Inspektionsöffnung bzw. 
des Einsteigeschachts ist unzulässig. 

 
§ 15 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die 

Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 LWG NRW so zu 
errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 



eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW gegenüber der Stadt. 

 
(3)  Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw sind im Erdreich oder unzugänglich im Erdreich 

verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte 
oder Inspektionsöffnungen zu prüfen.  

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und 

Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich 
aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw hat der 
Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw der 
Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach 
ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von 
Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren 
Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen 
für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis 5 
SüwVO Abw.  

 
(6) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden.  
 
(7) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw ist das Ergebnis der Zustands- und 

Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO 
Abw genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der 
Stadt durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 1 
bzw. Abs. 7 SüwVO Abw) unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen 
vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann. Die 
Bescheinigung ist insbesondere bei Neuerrichtungen, wesentlicher Änderung 
und nach der Sanierung vorzulegen. 

 
§ 21 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 
 

11. § 15 Absatz 7 Satz 3  
-die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung 
der Stadt nicht vorlegt, 
-entgegen § 15 Abs. 9 die Sanierung nicht fristgerecht durchführt  
-entgegen § 15 Abs. 10 eine erneute Zustands- und Funktionsprüfung nicht 
durchführt. 

 
13.  § 18 Absatz 1 

            der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erforderlichen   
            Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen     
            Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung nicht oder nicht  



            vollständig erteilt. 
14.  § 18 Absatz 3 

die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit 
Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der 
gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung 
die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis 
nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen 
Grundstücken gewährt. 

 
II.  

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung, frühestens jedoch zum 
01.01.2021 in Kraft.  
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kempen vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Kempen, den 15.12.2020 
 
Gez.  
 
(Dellmans) 
Bürgermeister 
 
 

 


